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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

Az: B 13 R 389/11 B 
 
L 1 R 3/11 (LSG Sachsen-Anhalt) 
S 8 R 805/08 (SG Halle) 
 
 
 
……………………….., 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ………………………………………………. 
  
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

 

Der 13. Senat des Bundessozialgerichts hat am 20. Februar 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Prof. Dr.  S t e i n w e d e l ,    den Richter   G a s s e r  

und die Richterin   Dr.  O p p e r m a n n  

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Sachsen-Anhalt vom 13. Oktober 2011 wird als unzu-

lässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine außergericht-

lichen Kosten zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Das LSG Sachsen-Anhalt hat mit Urteil vom 13.10.2011 einen Anspruch des Klägers auf Ge-

währung höherer Altersrente verneint. 

 

Der Kläger macht mit seiner beim BSG erhobenen Beschwerde gegen die Nichtzulassung der 

Revision in dem genannten Urteil die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache geltend. 

 

Die Beschwerde des Klägers ist unzulässig. Seine Beschwerdebegründung vom 22.1.2012 ge-

nügt nicht der gesetzlich vorgeschriebenen Form, weil die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache nicht ordnungsgemäß dargelegt ist (§ 160 Abs 2 Nr 1 iVm § 160a Abs 2 S 3 SGG). 

 

Grundsätzliche Bedeutung hat eine Rechtssache iS des § 160 Abs 2 Nr 1 SGG nur dann, wenn 

sie eine Rechtsfrage aufwirft, die - über den Einzelfall hinaus - aus Gründen der Rechtseinheit 

oder Fortbildung des Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. 

Der Beschwerdeführer muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichti-

gung der höchstrichterlichen Rechtsprechung aufzeigen, welche Fragen sich stellen, dass diese 

noch nicht geklärt sind, weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtsein-

heit oder der Fortbildung des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfah-

ren eine derartige Klärung erwarten lässt (vgl BSG SozR 1500 § 160 Nr 17 und § 160a Nr 7, 11, 

13, 31, 39, 59, 65). 

 

Um seiner Darlegungspflicht zu genügen, muss ein Beschwerdeführer mithin eine Rechtsfrage, 

ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entscheidungserheb-

lichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm angestrebten Ent-

scheidung (sog Breitenwirkung) darlegen (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN). Die-

sen Anforderungen wird die vorliegende Beschwerdebegründung nicht gerecht. 

 

Der Kläger hält folgende Rechtsfragen für grundsätzlich bedeutsam: 

 "1.1. Besitzen Feststellungen des UN-Ausschusses für die wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Angelegenheiten 'keine rechtliche Relevanz' und können sie in der Rechtspre-
chung in Deutschland unbeachtet bleiben, wie es das LSG in dem hier angefochtenen 
Urteil erklärt, oder sind die Erkenntnisse solcher UN-Gremien von den Gerichten und Be-
hörden den Entscheidungen zugrunde zu legen bzw. zumindest bei der Entscheidungsfin-
dung und in den Gründen zu berücksichtigen? Welche Bedeutung besitzen Feststellun-
gen internationaler Gremien für die Rechtsordnung, besonders für die Rechtsprechung 
und Entscheidungspraxis in Deutschland?" 

 "1.2. Dürfen Beweisanregungen in sozialgerichtlichen Verfahren als unbeachtlich behan-
delt werden, weil sie sich nach der - gegebenenfalls voreingenommenen bzw. fehlerhaf-
ten - Meinung von Richtern 'nicht auf die konkrete Rentenberechnung, sondern auf so-
zialpolitische Erwägungen' stützen, 'derentwegen kein Aufklärungsbedarf besteht' (vgl. 
LSG-Beschluss, Entscheidungsgründe)?" 

 "1.3. Ist es zulässig, Alterssicherungsansprüche, die von Bürgern in der DDR in unter-
schiedlichen Rechtsgebieten (Arbeits- und Sozialrecht, Verwaltungsrecht und Zivilrecht) 
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rechtmäßig erworben wurden, zu liquidieren und nicht zu überführen, sondern und an de-
ren Stelle geringerwertige auf die gesetzliche Rentenversicherung (Sozialrecht) begrenz-
te Rentenansprüche zu setzen oder verletzt das die Grund- und Menschenrechte des Be-
troffenen, dem sein Eigentum und die Gleichbehandlung mit den anderen Bürgern 
Deutschlands gemäß Grundgesetz und EMRK zu garantieren sind?" 

 

Es mag dahingestellt bleiben, ob der Kläger damit Rechtsfragen formuliert hat. Denn der Be-

schwerdebegründung lässt sich bereits nicht entnehmen, ob die aufgeworfenen Fragen im an-

gestrebten Revisionsverfahren klärungsfähig (entscheidungserheblich) sind. Der Kläger hat we-

der den Sachverhalt dargestellt, der der angefochtenen Entscheidung zu Grunde liegt, noch an-

gegeben, welche bindenden Feststellungen (vgl § 163 SGG) das LSG getroffen hat. Es reicht 

nicht aus, lediglich vorzutragen, die aufgeworfenen Fragen seien "für die Entscheidung über die 

Ansprüche des Klägers und über entsprechende Ansprüche anderer Bürger ausschlaggebend 

und damit grundsätzlich bedeutsam" (S 2 Beschwerdebegründung). Im Rahmen der Nichtzulas-

sungsbeschwerde gehört es nicht zu den Aufgaben des Beschwerdegerichts, sich die maßgebli-

chen Tatsachen aus der angegriffenen Entscheidung selbst herauszusuchen. Vielmehr muss 

die Beschwerdebegründung den Senat in die Lage versetzen, sich ohne Studium der Gerichts- 

und Verwaltungsakten allein auf Grund des klägerischen Vortrags ein Bild über den Streitgegen-

stand sowie seine tatsächlichen und rechtlichen Streitpunkte zu machen (stRspr, zB BSG vom 

26.6.2006 - B 13 R 153/06 B - Juris RdNr 9 mwN). 

 

Soweit der Kläger ferner meint, das LSG habe "diese und andere entscheidungsrelevanten Fra-

gen unter Verletzung seiner Amtsermittlungspflichten" getroffen (S 9 Beschwerdebegründung), 

gibt er gleichwohl keinen im Einzelnen bezeichneten prozessordnungsgemäßen Beweisantrag 

iS von § 160 Abs 2 Nr 3 SGG wieder und genügt daher schon im Ansatz nicht den erforderlichen 

Darlegungen für die Rüge eines solchen Verfahrensmangels. 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (§ 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 

 

Die Verwerfung der danach nicht formgerecht begründeten und somit unzulässigen Beschwerde 

erfolgt gemäß § 160a Abs 4 S 1 Halbs 2 iVm § 169 S 2 und 3 SGG durch Beschluss ohne Zu-

ziehung der ehrenamtlichen Richter. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung von § 193 Abs 1 SGG. 
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